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Kooperativ, flexibel, digital – Braucht das Betriebsverfassungsgesetz 

ein Update? 
 

Abteilung Arbeitsrecht: Aus den Diskussionen vom 17.09.2026 

 

Grundlage der Diskussionen waren das Gutachten von Frau Prof. Dr. 

Claudia Schubert (Hamburg) sowie die Referate von Frau Prof. Dr. 

Elisabeth Brameshuber (Wien), Rechtsanwältin Prof. Dr. Barbara 

Reinhard (Frankfurt am Main) und Herrn Prof. Dr. Jens M. Schubert 

(Cottbus). 

 

Erfurt, den 17.09.2026 – Am zweiten Tag der Diskussionen stehen 

insbesondere Forderungen nach einer Änderung oder Abschaffung des 

Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats bei der Einführung und 

Anwendung technischer Einrichtungen (§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG) im 

Mittelpunkt. Der Wortlaut erfasst Einrichtungen, die dazu „bestimmt“ 

sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu 

überwachen. Nach ständiger Rechtsprechung des BAG fallen hierunter 

auch Einrichtungen, die hierzu lediglich „geeignet“ sind. Zudem wird 

über den neu eingebrachten Antrag diskutiert, ein „digitales 

Zutrittsrecht“ der Gewerkschaften zur Mitgliederwerbung in das 

BetrVG aufzunehmen (Nr. 22 der Beschlussvorlage). 

 

Prof. Dr. Manfred Weiss sieht darüber hinaus ein zentrales Problem in 

der Ausdünnung von Betriebsräten insbesondere in kleineren und 

mittleren Betrieben. Eine „Betriebsverfassung light“ für eine 

Erprobungsphase, die er bei einem früheren djt noch abgelehnt habe, 

hält er inzwischen für möglicherweise sinnvoll. In kleineren und 

mittleren Betrieben fehle es häufig an ausreichender „Inhouse-
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Kompetenz“ für den Umgang mit den Anforderungen der 

Betriebsverfassung. Eine vereinfachte Betriebsverfassung könne 

zugleich zur „Einübung“ demokratischer Prozesse im Betrieb 

beitragen: „Die Zukunft der Demokratie wird auch in den kleineren und 

mittleren Betrieben entschieden. Sorgen Sie dafür, dass Betriebsräte 

gewählt werden!“ 

 

Isabel Eder vom DGB stimmt Weiss zu. Die Betriebsverfassung diene 

nicht nur dem Schutz der Beschäftigten, sondern auch der 

Verwirklichung der grundgesetzlichen Wertentscheidung für die 

Würde des Menschen am Arbeitsplatz. Betriebsräte seien zudem als 

Quelle von Innovation zu verstehen und weder „Bremse“ noch 

„Standortnachteil“. 

 

Rechtsanwalt Dr. Benjamin Heider erklärt, er habe in seiner 30-

jährigen Tätigkeit noch nie eine Behinderung von Betriebsratswahlen 

wahrgenommen, was im Publikum vereinzelt für Lacher sorgt. Applaus 

erhält er für seine Kritik an der Forderung, Arbeitgeber sollten im 

Betrieb eine „Schule der Demokratie“ schaffen und dabei zugleich 

neutral bleiben. Eine solche Verpflichtung sei weder mit dem 

Grundrecht der Meinungsfreiheit vereinbar noch Aufgabe der 

Arbeitgeber. 

 

Auch beim Mitbestimmungsrecht zu technischen Einrichtungen gehen 

die Positionen auseinander. Eder verteidigt die geltende Auslegung des 

§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG durch das BAG. Heider fordert dagegen die 

Streichung der Vorschrift; das Schutzniveau des Datenschutzrechts sei 

ausreichend. Jedenfalls müsse die Norm aus seiner Sicht strikt am 

Wortlaut ausgelegt werden. 
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Prof. Dr. Hans-Wolfhard Kohte unterstützt die Forderung nach einem 

Informationsverschaffungsanspruch örtlicher Betriebsräte in 

Konzernsachverhalten sowie den vorgeschlagenen Einsatz eines 

inländischen Konzernvertreters. Auch der Bildung eines 

Konzernwirtschaftsausschusses (Nr. 17 der Beschlussvorlage) stimmt 

er zu. Das Territorialitätsprinzip stehe dem nicht entgegen, da lediglich 

die inländische Organisation betroffen sei. 

 

Roland Wolf von der Bundesvereinigung der Deutschen 

Arbeitgeberverbände betont dagegen das Recht der Eigentümer, 

Wertschöpfung aus Deutschland ins Ausland zu verlagern. Ein 

erzwingbares Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei 

Verhandlungen über einen Interessenausgleich (Nr. 23 der 

Beschlussvorlage) sei verfassungsrechtlich bedenklich. Den Antrag von 

Jonas Fischer auf ein digitales Zutrittsrecht (Nr. 22 der 

Beschlussvorlage) hält Wolf für unzulässig und nicht vom 

Betriebsverfassungsrecht erfasst. Die Forderung bezeichnet er als „aus 

dem SED-Politbüro“. 

 

Prof. Dr. Georg Annuß kritisiert die „unerträgliche Polemik“ seines 

Vorredners und mahnt zu Verständnis für die jeweilige Gegenseite. 

Auch aus seiner beruflichen Tätigkeit als Arbeitgebervertreter heraus 

fordert er einen wirksameren Schutz von Beschäftigten, die eine 

Betriebsratswahl initiieren. Der Kündigungsschutz nach § 15 KSchG 

reiche hierfür nicht aus; Kündigungen könnten die Betroffenen 

erheblich unter existenziellen Druck setzen. 

 

In der anschließenden Diskussion plädiert Prof. Dr. Claudia Schubert 

dafür, die Betriebsverfassung gestaltungsoffener zu fassen und den 

Betriebsparteien mehr Autonomie bei der Festlegung ihrer konkreten 

Schwerpunkte zu ermöglichen. Auch beim § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG 
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sieht sie Reformbedarf hinsichtlich der Ausgestaltung der Verfahren, 

ohne den Schutz der Beschäftigten aufzugeben. 

 

Prof. Dr. Jens Schubert spricht sich dagegen dafür aus, § 87 Abs. 1 Nr. 6 

BetrVG in der Auslegung des BAG beizubehalten: „Obwohl selbst wir 

Juristinnen und Juristen nahezu alles können, Technik, insbesondere 

KI, beherrschen wir nicht. Deshalb hat das BAG recht.“ Zudem solle ein 

digitales Zutrittsrecht der Gewerkschaften zum Betrieb 

selbstverständlich sein. 

 

Dr. Benjamin Heider hält das digitale Zutrittsrecht dagegen weder für 

eine Frage der Betriebsverfassung noch den Antrag für hinreichend 

bestimmt. Die Sitzungsleitung erläutert hierzu, dass der Antrag für 

zulässig erachtet werde. 

 

Prof. Dr. Höpfner kritisiert schließlich die geforderte Neutralitätspflicht 

des Arbeitgebers bei Betriebsratswahlen (Nr. 24 der Beschlussvorlage). 

Diese könne aus seiner Sicht dazu führen, dass Arbeitgeberinnen und 

Arbeitgeber sich auch nicht gegen rassistische oder andere 

menschenverachtende Positionen im Betriebsratswahlkampf äußern 

und für die Wahl einer anderen Liste werben dürften. 

 

 

 


